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2. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses, des Finanz­
ausschusses und des WiHschaftsausschusses über den
Gesetzentwurf, mit dem ein Fonds zur Unterstützung
von Gemeinden und Gemeindeverbänderi bei der
Schaffung und Erweite~ung von Gerneirideeiill'ichtun­
gen und -anlagen gebildet wird (Burg~nl~ndi~ches

Gemeinde-Investitionsfondsgeseh:) (ZI. 12-16)

Präsident: 2. Punkt der Tage·sordnung ist das
Burgeniändische Gemeinde-Investitionsfondsgesetz.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dip!.­
Ingenieur Karall.

Auch zu diesem Tagesordnungspunkt schlage
ich vor, General- un~ Spe~iald,eb~tte in einem ab­
zuführen. - Es erhebt sicb kein Widerspruch. Das
Hohe Haus ist mit meinem Vorschlag einverstanden.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Debatte
einzuleiten.

Berichterstatter Dipl.-Ing. Karall: Hert Präsident!
Hohes Hausl Im Rahmen des Umweltschutzes kommt
dem Prebleni ,der Abwasser- und der Müllbeseiti­
gung eine bedeutende Rolle zu. Die Errichtung und
die Erweiterung von Entsorgungsanlagen bildet heu­
te bereits auch dort, Wo das noch nicht der Fall ist;
sicherlich in der nächsten Zukunft, einen wesentlichen
und kommunalpolitischen Schwerpunkt. Um aber den
Gemeinden und Iden Gemeindeverbänden, die ja
letztlich auf Grund des Kompetenzbereiches für die
Schaffung und die Erhaltung der entsprechenden
Anlagen zuständig sind, eine verbesserte finanziel­
le Unterstützung angedeihen zu liassen, ist in dieser
Gesetzesvorlage die Schaffung eines Genieinde-In­
vestitionsfon~s vorgesehen, für den die Landesre­
gierung ermäclitigt wird, bis zu einem Höchstbätrdg
von 250 Millionen Schilling die Landeshaftung zu
übernehmen.

Die Vorlage ist den Abgeordneten des Hohen
Hauses bekannt.

Der Rechtsausschuß; der Finanzausschuß und
der Wirtschaftsausschuß haben sich in ihren gestri­
gen Sitzungen mit dieser Gesetzesvorlage befaßt
und die Annahme 'beschlossen.

ICh darf daher nametis dieser drei Ausschüsse
dem Hohen Hause die unveränderte Beschlußfas­
sung über diese Gesetzesvorlage empfehlen.

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstatter.

Als erstem Debattenredner erteille ich dem Herrn
Abgeordneten Dkfm. Rezar das Wort.

Abgeordneter Dkfm. Rezot (FPO): Hohes Haus!
Meine Damen Und Herren! Ich darf wohl ganz kurz
zurückblenden, Um iu den Ausführungen des Kolle­
gen Böhm - das betrifft ja auch diese Vorlage ­
Stellung zu nehmen, und zwar zu der Frage, warum
die beiden großen Klubs nicht selber initiativ wer­
den. Zu dem Vorwurf, daß die Regierung vielleicht
dann anders exekutieren könnte, als es die Abge­
ordneten wünschen, mächte ich sagen, da könnte
man ja vorsorgen, KoJllege Böhm. Ich erkläre mich
jedenfalls bereit, gerne mitzuarbeiten, wenn die Ini­
tiative nicht von der Regierung, sondern von den
Abgeordneten ausgeht. Es würde das das Landes­
parlament aufwerten, sicher wesentlich mehr, als
Wenn mdn dauernd praktisch das Verkehrte macht,
nämlich das zu exekutieren, was die Regierung
wünscht Da liegt der große Unterschied. (Abgeord­
neter Dr. W j d der: Da haben wir noch immer
nicht die Mehrheit, es fehlt uns der Präsidenten-Stuhl!J

Wenn ,die Abgeordneten der großen Klubs be­
reit sind, das selbst zu machen, dann sind sie erstens
wissender in bezug auf die Vorlagen, unä zweitens
können sie die Regierung in jene Bahnen lenken, die
ndtwendig sind, ddmit so exekutiert wird, wie es
dos Hohe Haus wOnscht, und nicht umgekehrt. Das
also nur zur l(\larstellung, Kollege Böhm. Wenn ich
als Angehöriger eines großen Klubs Bedenken hät­
te, wUrde ich nein sagen.
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Nun zum Gemeinde-Investitionsfondsgesetz.
Sie wissen, daß gerade im letzten Drittel des 20. Jahr­
hunderts eine enorme Entwicklung der Wirtschaft
über die Bühne geht, eine Entwicklung, die wir teils
begrüßen, die uns aber auch große Sorge bereitet
in bezug auf die Umweltverschmutzung, ob das nun
die Luft oder die Gewässer usw. betrifft. Es muß un~

ser aller Anliegen sein, diesem Problem ah den Leib
zu gehen, um es zumindest teilweise in den Griff zu
bekommen.

Ich vermisse a'lIerdings eines: Von der Bundes­
ebene her wird zwar sehr viel über das Problem
des Umweltschutzes gesprochen, es wurde ein eige­
nes Ministerium installiert, ober außer der Existenz
dieses Ministeriums hot man von Arbeiten oder Ak­
tionen in der Richtung nichts gesehen.

Umso begrüßenswerter ist es, daß sich das ar­
me kleine Burgenland aufrafft und versucht, zumin­
dest mit seinen bescheidensten Mitteln Wege auf­
zuzeigen, wie man dieser Umweltverschmutzung
Herr werden kann. Ein Problem gibt es allerdings,
das mir Sorgen bereitet, denn das, was das Land
zu bieten hat, ist relativ wenig.

Es wird nach wie vor mit Schwerpunkt die Ge­
meinde belastet, und wir müssen uns als Landesge­
setzgeber überlegen: Was kann man tun oder was
wird man in der Zukunft tun müssen, um die Basis
der Gemeinden finanziell zu vergrößern und sie da­
mit in die Lage zu versetzen, alle diese Probleme,
die nun anstehen, auch echt lösen zu können?

Man soll nicht dauernd vom Verursacherprinzip
reden. Alle Zeitungen sind voll. Wie wird man das
'lösen? - Verursacherprinzip! Das kommt mir so
vor, wie wenn die Feuerwehr an den Brandplatz
kommt, dort zunächst einmal schaut, wer das ange­
zündet hat, wie der Brand entstanden ist, und be­
vor das nicht geklärt ist, das Haus lieber abbrennen
läßt, um dann zu läschen, was nicht mehr zu löschen
ist.

Es ist daher dieser Akt de,s Landes Burgenland
zu begrüßen, wonach der Landtag echt einen Teil
dieser Kosten für die Gemeinden mitübernimmt, um
damit den Gemeinden wenigstens bei der Starthilfe
Beistand zu leisten.

Einen Paragraphen - ich habe das schon an­
klingen ilassen -, nämlich den § 13, finde ich über­
f1üssig j oder wenn er schon da ist, hätte ich ihn ge­
neralisiert. Ich 'bin ausgesprochen gegen diese spe­
zielle Behandlung im § 13, wo es heißt: "Die Regie­
rung kann mit der Hypothekenanstalt ..." - nichts
gegen die Hypothekenanstalt, es ist das ein sehr eh­
renwertes Unternehmen. Wir haben aber im Land
noch mehrere Kre,ditinstitute, die, wenn sie auch im
Augenblick vielleicht dazu nicht in der Loge wären,
doch in der Zukunft bei der Bewältigung dieser
Probleme in Frage kommen könnten. (Beifall bei der
OVP.J Dann ist es erforderlich, daß wir das Gesetz
ändern. Daher hätte ich diesen § 13 so gehalten:

Die Regierung kann mit Geldinstituten in Verbin­
dung treten. Dos wäre auf alle Fälle keine Diskrimi­
nierung ·der anderen Geldanstalten gewesen.

Aber weil dieses Gesetz zweifelsohne notwen­
dig ist, bekenne ich mich zu dem Gesetz und werde
auch für dieses Gesetz stimmen.

Präsident: Danke.

Als nächstem Debattenredner erteille ich Herrn
Dipl.-Ing. Dr. Rauchwarter das Wort.

Abgeordneter Dipl.-Ing; Dr. Rauchwarter (OVP):
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wenn ich
nur kurz zu den Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten Dr. Kapaun zurückkommen darf. Eines hat bei
der Zitierung der Wirtschaftsexperten sicher nicht
gestimmt: entweder der Name oder der Jahrgang.
Sie können noch überlegen, denn in den fünfziger
Jahren hat es weder den einen noch den anderen
in der Funktion gegeben. (Abg. Dr. Kap 0 un: ,)n
den fünfziger Jahren der spätere Finanzminister
Dr. Koren"! Damals war er Konsulent!) Das ist rich­
tigl (Abg. Dr. Kap au n: Im Wirtschaftsforschungs­
institut! - Abg. Dr. Kat s ich: Das ist richtig!)

Eines noch, Herr Abgeordneter! Ich stimme mit
Ihnen voll überein, wenn Sie sagen: "Schwierigkei­
ten in jeder Phase", wenn Sie den "Kurier" gelesen
haben, wo ganz unten, aber doch sehr treffend steht
(Abg. Dr. Kap 0 u n: Den lese ich nicht! - Ruf bei
der OVP: Der liest nur die "Arbeiter-Zeitung"1) ­
vielleicht schrei;bt es auch die "Kronen-Zeitung" -:

"An der Spitze, und doch noch Letzte.

Mit einem lachenden und einem weinenden Au­
ge quittieren die Burgenländer die Tatsache, daß
sie 1972 mit 31,8 % Produktionswertsteigerung die
höchste Industriezuwachsrate aller Bundesländer er­
reicht haben. Denn der Anteil des Burgenlandes an
der heimischen industriellen Gesamtproduktion
macht trotzdem erst 1,4 % aus. Und idas bedeutet,
daß der Pro-Kopf-Produktionswert im Burgenland
bei einem österreichischen Durchschnitt von 33.800
Schilling nur 12.700 Schilling beträgt."

Das vielleicht zu den "Schwierigkeiten der Wirt­
schaft in jeder PhaseN. (Abg. Dr. Kat sie h: Das
ist die "Oberholspur".!) Ihre Auffassung über Mo­
dernisierung und Rationalisierung kann ich leider
nicht teilen. Sie haben es selber gesagt: die Auf­
fassung über Modernisierung und Rationalisierung
stammt vielleicht doch aus der Sicht eines Kammer­
beamten mit sprichwörtlichem Fleiß (Heiterkeit). Denn
so einfach ist das natürlich nicht, daß man ietzt ge­
rade diesen entscheidenden Punkt, der im Wirtschafts­
gesetz nun fixiert wurde, als unwesentlich und nicht
durchschlagskräftig hinstellt. Das war ja die ent­
scheidende Sache, die bis jetzt gefehlt hat. (Abge­
ordneter Dr. Kap 0 u n: Die war immer schon
drinnen!) Aber gefördert wurden sie bis jetzt nicht
(Abg. Dr. Kap au n: Schon imlTlerl) Wo denn' Die
wurden noch nie ge~ördert!
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Herr Abgeordneter Rezar ist jetzt leider nicht
da. (Anhaltende Zwischenrufe. - Abg. Pro b s t :
Bedenken wurden geäußert!) Der Finanzierungs­
schlüssel wurde bis jetzt noch nie in Abhängigkeit
von Modernisierungen gestellt, sondern wie viele
Arbeitsplätze zusätzlich geschaffen wurden. (Abge­
ordneter Dr. Kap 0 u n: Und was wor bei der Fir­
ma Putsch?) Das sind Ausnahmegenehmigungen.
(Weitere Zwischenrufe.)

Wenn der Abgeordnete Rezar aufgezeigt hat,
daß auf Bundesebene nichts geschieht, weil dort ei­
ne Frau Minister Leodolter sitzt, die - ich habe es
schon einmal gesagt - mit Versen gegen Typhus
kämpft und beim Zähneputzen Wasser sparen will,
die a'lso vom "Minister ohne Portefeuille" zum "Mi­
nister ohne Kompetenzen" avanciert ist, so war es
umso lobenswerter, daß gerade hier bei uns im
Burgenland Initiativen gesetzt wurden, auf dem Sek­
tor Umweltschutz den Gemeinden zu helfen. (Beifall
bei der avp.)

Und, jetzt zum vorliegenden Gesetzentwurf.

Hohes Haus I Die Bedeutung der Gemeinde hat
in den letzten Jahren rasch zugenommen; dies we­
niger durch politisch pragmatische Willenserklärun­
gen, sondern durch die Vielzahl neuer Aufgaben
und Probleme, die den Gemeinden zufallen und mit
denen sie konfrontiert werden.

Denn gerade im Gemeinderat muß letzten En­
des über fast alle Dinge entschieden werden, die
den Menschen täglich und unmittelbar angehen: am
Schulsektor, Straßen- und Wohnungs- sowie Ener­
giesektor \}nd nicht zuletzt in allen Versorgungs- und
Entsorgungsproblemen.

Gemeinde und Wirtschaft stellen in ihrer Ver­
bindung sicherlich kein Instrument der Machtpolitik
dar, sondern sollen dem Staatsbürger dazu dienen,
die nähere Umgebung seines Lebensraumes ange­
nehm und zweckmäßig zu gestalten.

Die tiefe Kluft zwischen den zunehmenden Le­
bensansprüchen der Bevolkerung und der Leistungs­
fähigkeit der Gemei1nden kann nur dann überbrückt
werden, wenn neue Wege in der Finanz- und Kre­
ditpolitik beschritten werden. Das hat zur Voraus­
setzung, daß nicht nur entsprechende finanzielle
Maßnahmen des Gesetzgebers geschaffen werden,
sondern postuliert auch, daß Finanzpolitik nicht als
reine Verwaltung, sondern als echtes Finanzmana­
gement verstanden wird.

Infolge der immer stärker einsetzenden "Völ­
kerwanderung von Arbeitskräften" und der Aktuali­
sierung des Umweltschutzes enden Gemeinde­
probleme nicht an :der Gemeindegrenze. Die Re­
gion kann a~lerdings die Gemeinde nicht ersetzen,
sie braucht vielmehr aktive, finanziell und wirt­
schaftlich gesunde Einzelgemeinden. Die Region
kann aber neue - rechtliche - Zwischeninstanz zu
den bisherigen Bereichen der Gemeinde, Land und
Bund werden. Das erfordert, die Versorgung und

Entsorgung für einen größeren Bereich sicherzustel­
len, zumal erhöhte Mobilität der Bevölkerung Zeit
und Kosten der Oberbrückung des Raumes verrin­
gert.

Bei den Ländern und Gemeinden, die auf de­
zentraler Ebene eine sehr wichtige Rolile beim Auf­
bau der Infrastruktur - das ist ia heute bereits auf­
gezeigt worden - spielen, zeigen sich immer mehr
Koordinierungsmängel und Schwierigkeiten. Man­
gels Kooperation zwischen den Gemeinden und
zwischen den Gemeinden und Land oder Bund
kommt es häufig zu Fehlinvestitionen.

Das wirtschaftliche Wachstum ist sicherlich von
einer Bevölkerungskonzentration in den industriellen
und in den technischen Ballungsräumen begleitet.
Der Sog dieser Gebiete führt zu einer zunehmenden
EntvÖlkerung von Regionen mit ungünstiger Wirt­
schaftsstruktur, wovon sicherlich vor allem Gebiete
betroffen sind, die an toten Grenzen liegen.

Gerade derzeit steht im Mittelpunkt politischer
Diskussionen die Frage des Umweltschutzes, da ge­
rade hier jeder einzelne Staatsbürger entscheidend
betroffen wird. Neben der rechtlichen Regelung sind
die hohen Kosten der Beseitigung oder Verhinde­
rung von Umweltschäden eine vordringliche Aufga­
be verantwortungsvoller Po,litik.

Im Interesse der Aufrechterhaltung gesunder
Konkurrenzverhältnisse wird die Aufteilung dieser
Kosten zwischen den Erzeugern der Umweltver­
schmutzung und der öffentlichen Hand nicht nur ver­
ständlich, sondern auch notwendig.

Der vorliegende Entwurf, der endlich die lang­
ersehnte Hilfe für die Gemeinden in Aussicht stellit,
unterstützt die burgenländischen Gemeinden durch
langfristige Darlehen, Zinsenzuschüsse und - im
Vergleich zum vorigen Entwurf - reduzierte Sub­
ventionen.

Für einen Großteil unserer Bürgermeister stellt
der Entwurf von der Bezeichnung her eine Enttäu­
schung dar, da diese finanzielle Unterstützung sei­
tens des Landes nur für Abwasser- und Müllbeseiti­
gungsanlagen gewährt wird. Die Bezeichnung des
Gesetzes verspricht rein vom Tite'l her vielleicht
mehr, als es dem Inhalt nach halten kann.

Wir sind aber überzeugt, daß dieser Gesetz­
entwurf - zumindest im Entsorgungsbereich - den
Gemeinden eine Unterstützung in Aussicht stellt,
wollen aber tdoch gleichzeitig feststellen, daß es
auch in Hinkunft für andere kommunalpolitische
Maßnahmen notwendig sein wird, den Gemeinden
bessere finanziel'le Unterstützung zu gewähren.

Gerade die burgenländischen Gemeinden mit
ihren bekannt fleißigen Bewohnern haben Unwahr­
scheinliches geleistet und in emsiger Kleinarbeit ih­
re schönen Gemeinden so gestaltet, daß sie sicher­
lich vor den Gemeinden anderer Bundesländer nicht
zurückstehen müssen.
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Doch gerade die schwierige Situation im Bur­
genland hat nicht nur persönliche Opfer von unse­
ren Gemeindevätern und den Gemeindebewohnern
abverlangt, sondern auch so manche Unterschrift un­
ter einem Kreditvertrag bei einer Bank gefordert.

Wenn ich hier den Vorschlagskatailog des Bun­
deskanzleramtes sehe, Herr Landeshauptmann Kery,
so muß ich Sie schon klar fragen: Wo bleiben die
Maßnahmen des Bundes? Wo bleiben die Initiativen
der Landesregierung? Wo kann das Land Burgen­
land den zugesicherten Subventionsrahmen des Bun­
des erwarten, den bereits Niederösterreich hat?
Denn wir wissen, daß Niederösterreich im Rahmen
des ERP-Sonderprogramms für den Fremdenverkehr
15 Millionen Schilling und für die Arbeitsmarktför­
derung zirka 10 Millionen Schnting vom Bund be­
kommt.

Von dem "breiten Gürtel des Wohlstandes" ist
bis jetzt nichts zu merken. Die Wirtschaft - es wur­
de heute gesagt - wird ausgehungert, vom Wohl­
stand keine Rede I Aber große Versprechungen in
den Regierungserklärungen.

Wenn heute gesagt wurde: "Der Herr Landes­
hauptmann hat erklärt .. .N, so ist das richtig, aber
eingehalten wurde bis jetzt sehr wenig. (Beifall bei
der OVP.)

Diese hohen finanziellen Verpflichtungen unse­
rer Gemeinden und ihre Kreditverträge sind sicher­
lich ein Leistungsausweis dafür, daß unsere Gemein­
den gearbeitet haben, andererseits aber auch eine
Tatsache, die das Land in ernste Sorge bringen muß.

Es ist richtig und durchaus lobenswert, daß ge­
rade im Refrat Wiesler 'besonders am Sektor Um­
weltschutz sehr viel geleistet und sehr viel realisiert
wurde. Auch der zuständige Referent für Gemein­
deangelegenheiten, Landesrat Grohotolsky, kann
auf eine fruchtbare Arbeit zurückblicken. Allein am
Wasserbausektor wurde seit 1945 eine halbe Milliar­
de Schilling verbaut, und sämtliche erforderlichen
Arbeiten in Angriff genommen. (Abg. Dr. Kap a u n :
Bitte, für Soronics auch ein Lob!) Der kommt zum
Schluß dran.

Es wurde zweifellos eine bessere Infrastruktur
auf dem Gewässersektor erreicht. Das Problem ver­
lagert sich von der Erschließung des ländlichen Rau­
mes beinahe schon zur Entsorgung der ländlichen
Gebiete. Das gesamte Land wird fast zur Gänze
ausreichend mit Trinkwasser versorgt, und wenn wir
wissen, daß der Wasserleitungsverband Nördliches
Burgenland bis zu 75 Millionen Liter Wasser täglich
in sein Versorgungsgebiet einspeisen kann, so kann
man sich sehr leicht vorstellen, wie notwendig und
akut die Ableitung dieses Abwassers ist. (Zwischen­
rufe bei der SPO.) Ich gebe die Rosen zurück, Herr
Abgeo"dneter, Sie können beruhi.gt sein.

Besonders um das Gebiet eines unserer größten
Schätze, des Neusiedlersees, wurden die entschei­
denden Maßnahmen gesetzt und realisiert. Und
deshalb, weil gerade wir von der OVP den einmali-

gen Wert dieses Neusiedlersees zu schätzen wissen,
wollen wir diesen See nicht nur in seiner Wasser­
qualität, sondern selbstverständlich auch in seinem
Landschaftscharakter und Wert erhalten, im Inter­
esse unserer Mitbewohner, unserer Gäste und sel'bst­
verständlich auch unserer Wirtschaft.

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf und der
darin vongesehenen schwerpunktartigen Finanzierung
soMen zukunftsorientierte großräumige Lösungen
realisiert werden. Man wird al,so gerade im Rah­
men des Ausbaues des Wulkatalverbandes noch gut
überlegen müssen, ob es nicht sinnvoll wäre, um
den Neusiedlersee eine Ringleitung zu legen und
dort die anfallenden Abwässer zu erfassen, um den
See in seiner Qualität nicht zu gefährden. (Abgeord­
neter Dr. Kap a u n: Und die Rohre von der Fir­
ma Buchinger zu nehmen!)

Gerade das WU1lkatal, das in letzter Zeit durch
die dortige Bautätigkeit an seiner Oberfläche si­
cherlich nicht zu seinem Vorteil verändert wird, soll­
te zumindest unterhalb der Oberfläche im Grund­
wasser einen sauberen und ästhetisch zumutbaren
Eindruck machen. Wenn schon in Wulkaprodersdorf
die zitierte Seufzerbrücke steht, so soll uns zumin­
dest 'bei der Wasserqualität des Neusiedlersees so
mancher Seufzer erspart bleiben. (Beifall bei der
OVP.)

Wenn schon in diese Wulkaebene Tausende Ku­
bikmeter Schüttungsmaterial transportiert werden, um
diese Seufzerbrücke überqueren zu können, so sol­
len uns zumindest die Tausende Kubikmeter Wasser
im Neusiedlersee den Ersatz für den Naturgenuß
bieten, den man uns in der Wulkaebene nicht mehr
gönnt. (Abg. DipI.-lng. Kar alI: Ein einsamer
Vogl-EntschtußI) Ja, ein Steppensee und eine Brücke,
selbst wenn die Brücke in Prodersdorf und der See
in Rust beginnt, sind eben schwer miteinander ver­
einbar. (Abg. Dr. Kap a u n: Ihre politischen Vor­
fahren haben anders gedacht! - Abg. Er h a r d t :
Auch über die Seufzerbrücke?)

Doch zurück zum Gemeinde-Investitionsfonds­
gesetz. Daß die Verabschiedung dieses Gesetzent­
wurfes derzeit so akut geworden ist, ist nicht nur
auf die vom Bund im Zuge der Einführung der Mehr­
wertsteuer verursachten zusätzlichen Belastungen der
Gemeinden zurückzuführen, der Grund ist auch da­
rin zu finden, daß die Zusagen der Regierung, den
Gemeinden im Rahmen der alten gesetzlichen Rege­
lung eine 20%ige Subventionierung nach Maßgabe
der vorhandenen Mittel zu geben, immer schreppen­
der eingehalten wurden. Daß aber dennoch den Ge­
meinden und Verbänden 20 % versprochen wurden,
bestätigt einerseits die gute Absicht der Regierung,
stellt andererseits jedoch eine gwisse Bereitschaft
zur Einlösung dieser Versprechen durch den zustän­
digen Finanzreferenten arg in Frage.

'Es ist unverständlich, wieso ein Finanzreferent
von einem ausgeglichenen Budget und von über­
haupt keinen Zahlungsverpf.lichtungen des Landes
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sprechen kann, wenn bekannt ist, daß das Land al­
lein auf dem Wasserbausektor den Gemeinden ei­
ne Viertel-Milliarde Schilling schuldet. Auf dem Gü­
terwegsektor sind es beinahe einhundert. So könnte
man die Rechnung zusammenzählen, wobei unheim­
liche Beträge herauskommen. (Zwischenrufe bei der
SPO.)

Diese gesamte Summe mußte bis jetzt von den
Gemeinden mit teuren Krediten vorfinanziert wer­
den. Durch die neue gesetzliche Regelung können
nun derartige vage Versprechungen abgestelilt und
durch echte Förderungsmaßnahmen, die entspre­
chend dem Baufortschritt ausgeschüttet, ersetzt wer­
den. Die Gemeinde kann also in Hinkunft nach Ge­
nehmigung durch den Landesfonds ihr Bauvorhaben
in der Finanzierung genauest planen, ohne daß der
zuständige verantwortliche Gemeinderefrent bereits
nach einem Jahr Bautätigkeit infolge Ausbleibens
der zugesagten Landesmittel die Baustellen einstel­
len muß.

Diese neue Regelung: Ausschüttung der Förde­
rungsmittel nach Baufortschritt und nicht nach Maß­
gabe der vorhandenen Mittel, soll eine der wesent­
lichsten Verbesserungen gegenüber der alten Finan­
zierung darstellen. Gemäß dem Motto: Wer prompt
bezahlt, erhält Skonti I, sollen auch die Gemeinden
und die betroffene Wirtschaft der miesen Zahlungs­
moral des Landes Skontoabstriche machen. Diese
Verbesserung wird daran zu erkennen sein, daß
nicht die Zusage für die Bgleichung der Rechnung
entscheidend ist, sondern die echte Oberweisung des
Geldbetrages. Nicht die Wirtschaft, nicht die bau­
ausführenden Firmen und schon gar nicht die Ge­
meinden so~len monatelang auf die finanzielle Be­
gleichung ihrer berechtigten Forderungen warten
müssen (Beifall bei der OVP), sondern es soll in ei­
nem echten Geist eines modernen Finanzmanage­
ments, wie ich das bereits zitiert habe, geholfen wer­
den.

Langfristige Baukonzepte, rationelles Bauen al­
ler umweltfördernden Maßnahmen sollen durch die­
ses Gesetz unterstützt und gesichert werden. Erst
dann, wenn wir uns in einem Status eines echten
Finanzmanagements befinden, können wir im kom­
munalpolitischen Bereich zum Wohle aller Gemein­
den arbeiten.

Richtiges Finanzmanagement verhindert Hoch­
und Tiefkonjunktur, :betreibt stetiges Wirtschafts­
wachstum, bewirkt StabHität und hat keinef'llei Not­
bremsung und Restriktionsmaßnahmen notwendig.
Nur undynamische Steuerung der Wirtschaft, kurzfri­
stige Finanzgebarung und unüberlegte Budgetpolitik
bewirken eine nachträgliche Kurskorrektur.

Eine Baubremsung oder gar eine Notbremsung
begeht e'ben nur der, der in -der ~teuerung unüberlegt,
unerfahren und vielleicht auch ängstlich ist. Wird al­
lerdings von allen Restriktionsmaßnahmen und Stabi­
Htätsbemühungen in erster Linie nur eine Gruppe der
Bevölkerung, die Gruppe der Selbständigen und der

Wirtschaftstreibenden, betroffen, ist das nicht nur un­
fair, sondern quch auf eine verantwortungslose und
kurzsichtige Politik zurückzuführen.

Jeder Gesetzentwurf, der finanzielle Förderun­
gen zum Gegenstand hat - und dies umso mehr,
wenn es um die Finanzierung kommunalpolitischer
und somit langfristiger Bauvorhaben geht -, ist nur
dann sinnvoll, wenn ein einigermaßen stabiler Geld­
wert erhalten bleibt und kei'ne Inflation eine jährli­
che 20%ige Baukostensteigerung mit sich bringt;
denn dann ist bereits nach fünf Jahren - bekannt­
lich ist eben fünf mal zwanzig hundert - das ge­
samte Bauprogramm wertlos und nicht mehr brauch­
bar.

Und hier muß eines der wesentlichen Postulate
aufgestellt werden, hier muß klar die Voraussetzung
fixiert sein, daß die jährlichen veranschlagten För­
derungssummen von etwa 250 Millionen Schilling in
ihrer Kaufkraft echt erhalten bleiben müssen, und
daß nicht, iln fünf Jahren die gesamte Förderung
vollkommen wertlos wird.

Ich gebe dem sozialistischen Wirtschaftsexper­
ten Ausch recht, wenn er in einer Presseaussendung
behauptet: Die InHation ist das Ergebnis schlechter
Politik I, und ich gebe ihm weiters recht, wenn er
schreibt: "Ich teile nicht die Auffassung, daß die
österreichische Inflation unvermeidbar, ja sogar gut
sei. Nein, die Inflation ist nicht Schicksal, wie dies
manchmal noch behauptet wird, sondern sie ist vom
Menschen gemacht. 11 - In Klammer steht: Soziali­
sten. - .,Die Inflation ist das Ergebnis einer schlech­
ten Politik, oder sagen wir besser: ei,nes schlechten
Verhaltens u

•

Ja der Inflationsverlust der Sparer, meine Her­
ren, beträgt bereits jede Sekunde 600 S - Sie kön­
nen dos jetzt hochrechnen -, jede Minute 35.000 S,
in der Stunde 2 Millionen und pro Tag bereits zirka
50 Millionen Schilling.

50 Millionen Schilling Inflationsverlust pro Tag,
wenn man dazu bedenkt, daß die Aufwertung un­
überlegt und voreilig war, wie ja allgemein aner­
kannt wird, nachdem man weiß, daß die Paritäts­
änderung grundsätzlich kein Instrument für Stabili­
tätsbemühungen ist. (Abg. We ich sei b erg er:
Sie sind überheblich!) Ich werde es Ihnen nachher er­
klären, Herr Abgeordneter Weichselberger.

Doch auch hier eine Fortsetzung des Wirtschafts­
kurses im Nebel, wobei es dieser sozialistischen Re­
gierung so ergeht wie einem Mann, der sic:h weit
ins Meer hinein gewagt hat: Bei Ebbe bleibt er trok­
ken, kommt aber einmal die Flut, wird ihm das Was­
ser umso eher über den Kopf reichen, je weiter er
sich vom Ufer entfernt hat.

Die Gemeinden haben also durch dieses Ge­
meinde-Investitionsfondsgesetz eine Unterstützung
seitens des Landes erwartet. Sie werden diese Un­
terstützung zum Großteil bekommen, nachdem noch
nicht alle Umweltschutzmaßnahmen gefördert wer-
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den. Wir von der OVP werden uns dafür einsetzen,
daß den Gemeinden über die Unterstützung bei Ab­
wässer- und Müllbeseitigungsmaßnahmen hinaus
auch bei der Errichtung eines überregionalen Land­
schaftsfonds, bei der Schaffung von Schutzgebieten
an Fluß- und Seeufern, bei Schaffung von Grüngür­
teln, Erholungsland im Nahbereich von Ballungsräu­
men sowie für Maßnahmen zum Schutz des Wassers
und der Luft sowie vor Lärm entscheidende Unter­
stützung vom Land und Bund gewährt wird.

Doch darüber hinaus werden wir uns bemühen,
daß den Gemeinden nicht nur bei Umweltschutzmaß­
nahmen, sondern bei allen kommunalpolitischen Bau­
maßnahmen seitens des Landes diejenige Unter­
stützung gewährt wird, die den Gemeinden gebührt
und seitens des Landes bereits längst fällig ist.

Wir geben also der Verabschiedung des Ent­
'Wurfes unsere Zustimmung, im Interesse der Offent­
lichkeit, und in erster Linie im Interesse unserer Ge­
meinden.

Abschließend möchte ich es mit Busek halten,
wenn man an die Offentlichkeit appelliert: Herr Lan­
deshauptmann Kery, Sie haben dem Land Burgen­
land durch sicherlich nicht sehr überlegte Worte kei­
nen guten Dienst erwiesen. (Zwischenrufe bei der
SPO. - Abg. P i n t er: Also so etwas! Das ist, doch
unwahrscheinlichJ Das ist Wade/beißerei!) Herr
Landeshauptmann! Mit Zeitungen zu leben und halb­
wegs attraktiv zu sein, ist eine entscheidende Vor­
aussetzung für politische Wirksamkeit. (Anhalt,ende
Zwischenrufe bei der SPO.)

Journalisten und Politiker sind aufeinander an­
gewiesen. Die veröffentlichte Meinung prägt nämlich
die öffentliche Meinung. (Weitere lebhafte Zwischen­
rufe bei den Sozialisten.) Jetzt darf ich es viellleicht
doch noch einmal wiederholen: Journalisten und Po­
litiker sind aufeinander angewiesen. Die veröffent­
lichte Meinung prägt die öffentliche Meinung. Dan­
ke. (Beifall bei der avp. - Zwischenrufe bei der
SPO.)

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeordneten
Resch das Wort.

Abgeordneter Resch (SPO): Hohes Haus! Meine
sehr verehrten Damen und Herren I Herr Kollege
Rauchwarterl Wenn Sie einleitend in Ihren Ausfüh­
rungen gesagt haben, daß Sie nicht wüßten, was
das Umweltschutzministerium zu tun hat, dann be­
daure ich, daß Sie ein Mattersburger Mandatar sind.
Denn erst vor kurzer Zeit ist ein Untersuchungsaus­
schuß in Neudörfl und in Kittsee gewesen und hat
sich wochenlang mit der Staubentwicklung befaßt.
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. Rau c h war t er: Ausschüsse
gibt es genug!) Es hat sich nicht nur der Ausschuß
damit befaßt, sondern es sind auch Gespräche ge­
führt worden mit den betroffenen Firmen und mit
den Gemeinden, wie man diese Dinge abschaffen
könnte. (Abg. D;pl.-Ing. Dr. Rau c h war te r : Was?
Wo ist etwas abgeschafft worden?) Ich glaube, daß
dos eine echte Arbeit dieses Ministeriums ist.

Dann noch etwas, Herr Kollege Rauchwarterl
Wenn Sie die "Seufzerbrücke" so zitiert haben, dann
darf ich Ihnen sagen: Wenn wir nach Ihrem Gutach­
ten - Sie wissen schon, wovon ich spreche - vor
einigen Jahren bei diesen Konditionen so hätten
bauen müssen, wie Sie das begutachtet haben, dann
würden nicht JOur das Land, sondern auch alle Ge­
meinden noch sehr lange warten müssen, bis ein Ka­
nal gebaut oder eine Umweltschutzmaßnahme hier
getroffen werden würde. (Zustimmung bei der SPOt
- Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Kar 0 I1 .)

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte,
sich zum Wort zu melden, aber keine Zwischenre­
den zu halten I

Abgeordneter Resch (fortsetzend): lch bin da­
von überzeugt, daß die finanziellen Möglichkeiten
m.it den fachlichen Möglichkeiten abgestimmt wer­
den müssen, Herr Kollege Karai!. (Zwischenruf des
Abg. Dipl-.Ing. Kor 0 11.) Sie nicht! Das kann ich
vielleicht zu einem späteren Zeitpunkt bestätigen.

Hohes Haus! Meine Damen und Herren I Die
Gesetzesvorlage, die heute dem Hohen Hause vor­
liegt, das Burgenländische Gemeinde-Investitions­
fondsgesetz, 5011 dazu beitragen, daß die Gemein­
den sowie die Gemeindeverbände ihren Aufgaben
bei der Entsorgung von Abwasser und Müll rascher
und schneller gerecht werden.

Die Frage der Umweltverschmutzung bewegt
zurzeit die ganze Welt. Sie ist zu einer echten Sor­
ge der Menschheit geworden. Es ist ein weltweites
Problem, das natürlich auch vor dem Burgenland
und seinen Gemeinden nicht haltmacht.

Ich glaube, meine Damen und Herren, es ist da­
her richtig, daß sich der Burgenländische Landtag
mit diesem für uns alle so ernsten Problem ausei­
nandersetzt, um hier Maßnahmen zu setzen den
Gemeinden, in deren Zuständigkeit die Sch~ffung
von Abwasser- und Müllbeseitigungsanlagen fäl,lt,
echt zu helfen.

Die Gemeinden allein werden nie in der Lage
sein, die hohen finanziellen Bedürfnisse für die Schaf­
fung von Müll- und Abwasseranlagen ohne Hilfe des
Bundes und des Landes zu bewältigen.

Wie dringend die Reinha~tung unserer Gewäs­
ser und Landschaften auch für das Burgenland ge­
worden ist, zeigt allein die Tatsache, daß beim Was­
serwirtschaftsfonds genehmigte Förderungsprojekte
in der Höhe von 1 Milliarde Schilling eingereicht
sind. Das sind aber nur 50 % des echten Bedarfes,
da ja bekanntlich der Wasserwirtschaftsfonds nur
50 % verbilligtes Darlehen gibt. Eine Ausnahme bil­
den nur die Verbände für gemeinsame Anlagen mit
einer langfristigen Förderungshöhe von 70 % Danle­
hen.

Aber auch das Land ist gegenüber den Gemein­
den mit 200 Millionen Schilling in Verzug. Die Ge­
meinden sind daher gezwungen, wollen sie ihre Auf.
gaben erfüllen, .das gesamte Bauvorhaben vorzufi-
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nanzieren. Dies 'bedeutet die Aufnahme hochverzins­
licher Darlehen, ·die die Gemeinden schon längst in
eine finanziell schwere Situation gebracht hat.

Hohes Haus I Meine Damen und Herren I Die
Reinha!ltung unserer Gewässer und unserer land­
schaft ist nicht nur eine sehr ernste Sache, sondern
auch 'eine sehr teure Sache. Kläranlagen und Ab­
wasserstränge kosten ein Vielfaches von Wasserlei­
tungen.

Das Burgenland und die burgenländischen Ge­
meinden haben in den letzten Jahren sehr große An­
strengungen unternommen, um das Ärgste zu ver­
hindern. Wir haben bereits schöne Teilerfolge zu
verzeichnen. Etwa in der Seegegend oder bei grö­
ßeren Industrieansiedlungen sowie in bereits beste­
henden kleineren Verbänden. Aber die Aufgaben,
die auf diesem Gebiet vor uns liegen, werden Jahre
höchster finanzieller Anstrengungen aller Beteilig­
ten mit sich 'bringen.

Ich bin aber auch der Meinung, mei,ne Damen
und Herren, daß beim Bau unserer Entsorgungsan­
lagen, sei es bei Abwasser oder Müll, neue Wege
und Möglichkeiten geprüft und begangen werden
müssen.

Ich denke hier im besonderen an großräumige
Projekte und Verbände. Es hat keinen Sinn, um Mil­
lionenbeträge Klein- und Kleinstanlagen zu errich­
ten, sie mit öffentlichen Mitteln zu fördern, die nach­
weislich in zwei bis drei Jahren fu:nktionsunfähig
sind. Eine Reihe von Beispielen könnte ich hier al­
lein aus meinem Wahlbezirk aufzählen.

Großräumige Anlagen oder Verbände, wie sie
in Deutschland oder in ,der Schweiz bereits Selbst­
verstandlichkeit geworden sind, müßten auch bei uns
mehr Berücksichtigung finden. (Zwischenrufe bei der
OVP.J Erstens, weil sie vom Bund her in den bevor­
zugten Wasserbau eingestuft werden und mit 70 %
anstatt mit nur 50 % bei Einzelanlagen bei den Bau­
kosten in der" Form von billigen Darlehen gefördert
wer.den, und zweitens, weil eine echte Funktionsfä­
higkeit einer Anlage nur dann gewährleistet ist, wenn
eine gute Betreuung und Wartung sichergestellt ist.
(Abg. Dipl.-lng. Kar 0 11: Aber zwischen Erhaltung
und Bou ist ein kleiner Unterschied!) Ich komme noch
darauf zurück, Herr Kollege KaraH, dann werden Sie
auch wissen, warum ich das gesagt habe.

Die beste Kläranlage kann ihren Zweck nicht er­
fü"'en, wenn sie nicht sorgfältig, fachkundig und ge­
wissenhaft betrieben wird. Der ordnungsgemäße Be­
trieb einer Abwasserreinigungsanlage hängt über­
haupt weitgehend von dem Betriebspersonal ab.
Klärmeister und Klärwärter müssen mit allen Einzel­
heiten der Abwasserreinigungsvorgänge und des
Betriebes vertraut sein. Sie müssen selbständig und
in alleiniger Verantwortung die richtigen Entschei­
dungen treffen können.

Die vielfältigen Vorgänge der Abwasserreini­
gung und die al1leinige Verantwortung stellen an
Auffassungsgabe, Beweglichkeit, handwerkliches Ge-

schick und Arbeitsmoral hohe Anforderungen. Hier­
auf ist bei der Einstufung des Klärpersonals und bei
der Auswahl der Mitarbeiter Rücksicht zu nehmen.

Damit das Betriebspersonal in seine Aufgaben
hineinwächst, ist es notwendig, daß die hauptver­
antwortlichen Mitarbeiter bereits von Beginn der Bau­
arbeiten an zur Unterstützung der Bauaufsicht mit­
wirken. Dies ist besonders wichtig bei der Verlegung
der verbindenden Rohrleitungen, der Montage von
Maschinen und der Installation der elektrischen lei­
tungen.

Sehen Sie, meine Damen und Herren: Welche
burgenländische Kleingemeinde kann diese Bedin­
gungen erfüllen? Ich glaube, es ist keine Gemeinde
imstande, die finanziellen Bedingungen nach Voll­
endung eines Aufbaues zu erfüllen.

Auch wenn bei verschiedenen Leuten noch im­
mer die Meinung vorherrscht, kleine Anlagen kämen
im Bau biHiger, so muß ich sagen, der Schein trügt.
Wedr im Bau noch in der Erhaltung kommen kleine
Anlagen billiger. Das wurde längst in Untersuchun­
gen und Studien nachgewiesen. Billiger können klei­
ne Anlagen nur dann kommen, wenn sie nicht nach
den modernsten technischen Erkenntnissen errichtet
werden.

Die hohe Investition, die großen Opfer, die un­
serer Bevölkerung auferlegt werden, sind nur dann
zu verantworten, wenn wir selbst davon überzeugt
sind, daß das Beste für die Zukunft geschaffen wird
zur Erhaltung unserer Gesundheit und unserer Um­
welt.

Der steigende Müllanfall bzw. die Zunahme der
Industrie- und Siedlungsabfälle sind ein weiteres
Problem, mit dem wir uns auch hier im Burgenland
auseinandersetzen müssen. Bei der lösung dieser
Frage gilt der Grundsatz, daß die beste Beseitigung
der Abfallstoffe ihre Verwertung ist. Unter diesen
Aspekten betrachtet, wird die Abfallbeseitigung nicht
nur umweltfreundlich, sondern auch zukunftsorien­
tiert sein. Aber auch hier können nur überregionale
Verbände mit den Aufgaben fertig werden.

Das Land Burgenland hat 1971 und 1972 eine
Müllstudie über Müllasten, Deponiemöglichkeiten
USM'. angestellt. Diese Studie schlägt vorerst vor,
Müllverbände ins Leben zu rufen und den Müll durch
geordnete Deponien zu beseitigen. Erst in einem
späteren Zeitpunkt soilien über das ganze land zwei
Müllregionen gegründet werden und der Müll einer
echten Verwertung zugeführt werden.

Sicherlich werden die Gemeinden vorerst mit
den geo~dneten Deponien das Auslangen finden.
Aber auch hiezu sind große Investitionen von sei­
ten der Gemeinden und der Bevölkerung notwen­
dig, wie geschlossene Müllwege, Mülltonnen, Ver­
dichtungs- und Planierungsgeräte und derg:leichen.

Der Müllanfall wird sich in den nächsten Jahren
vervielfachen. Wir müssen daher, wollen wir unsere
Gemeinden, unsere Wälder, Seen und Flüsse rein
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halten, rasch handeln. Vorerst mit geordneten De­
ponien, die sicherlich ihre Vor- und Nachteiile ha­
pen; Vorteile durch das Wiederverfüllen bereits pe­
stehender Sand- und Schottergruben und die Wie­
derherstellung von GrÜnflächen qder Wäldern;
Nachteile in der Sorge der Verschmutzung des
Grundwassers.

Aber bereits in der jetzigen Situation muß man
die Möglichkeit prüfen, in welcher Zeitspanne das
land und die Gemeinden imstande sein werden,
Verwertungs- oder Verbrennungsanlagen zu instal­
,lieren, damit eine reibungslose Müllbeseitigung von
der freien Deponie auf die Verwertung oder Ver­
brennung stattfinden kann.

Kleineres Beginnen hier und da in Gemeinden
oder Verbänden,' den Müll zu beseitigen, ist sicher­
lich gut, aber auf die Dauer nicht zielführend. Es
wird daher sicherlich in nächster Zeit eine gesetzliche
Grundlage zur zentralen Müllbeseitigung über das
ganze land geschaffen werden müssen.

Es ist daher nur erfreulich, wenn über diesen
Fonds den Gemeinden oder Gemeindeverbänden
langfristige Dal'1lehen oder Subventionen gewährt
werden können, um ihren Aufgaben bei der Müll­
beseitigung gerecht zu werden.

Meine Damen und Herren 1 Mit der Schaffung
dieses Fonds sollen vorerst 250 Millionen Schilling
dazu verwendet werden, derzeit bestehende Fin~nz­

lücken bei Gemeinden und Gemeindeverbänden
rasch zu schließen. Die Mittei hiefür sollen aus' ver·
stärkten landes- und Fond~mitteln aufgebracht wer·
den.

Wir wollen nur hoffen, daß diese Mittel einer
echten Dringlichkeitsstufe zugeordnet werden. Ich
sage ,das nicht unbegründet. Es ist nämlich bei den
Erläuternden Bemerkungen unseres Kostenvoran­
schlages immer wieder festzustellen, daß Gemein­
den mit schwacher Eigenfinanzierung den landes­
anteil schon fast abgeschöpft haben und Gemein­
den mit starker Vorfinanzierung große Rückstände
von seiten der landessubvention zu verzeichnen
haben.

Abschließend, meine Damen und Herren, möch­
te ich feststellen, daß durch die Schaffung dieses Ge­
meinde-Investitionsfondsgesetzes den Gemeinden
auf lange Sicht gesehen bei der Bewältigung der
Aufgaben des Umweltschutzes von seiten des lan­
des geholfen wird, ihre Aufgaben rascher und leich­
ter zu erfüllen, damit die Menschen unseres Landes
schöner und gesünder leben können und daß die
Fremden, die zu uns kommen, in einer reineren Ge­
gend Ruhe und Erholung finden können. letztlich
wird ,dieses Gesetz auch dazu beitragen, die gesam­
te Wirtschaft unseres Landes zu beleben und neue
Arbeitsplätze im eigenen lande zu schaffen.

Desha'lb werden wir Sozialisten diesem Gesetz
unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPO.)

PrÄsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht
vor.

Der Herr Berichterstatter hot das Schlußwort.

Berichterstatter Dipl.-Ing. Karall: Ich verzichte.

Präsident: Wir kommen sodann zur Abstim-
mung. Ich bitte jene Domen und Herren des Hohen
Hauses, die dem Gesetzentwurf in der vorliegenden
Fassung die Zustimmung erteilen, sich von den Sit­
zen zu erheben. - Das Gesetz ist somit in z w e i ­
te r lesung angenommen.

Der Herr Berichterstatter beantragt die soforti­
ge Vornahme der dritten Lesung. Ich bitte jene Da­
men und Herren, die dem Gesetz auch in d r i t te r
lesung zustimmen wollen, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Ich konstatiere die A n nah m e des Ge­
setzes auch in dritter lesung.




